
territoire dont les intérêts sont solidaires de ceux de territoires français, d’instituer,
pour une longue durée, un régime de collaboration économique . .

Diese Briandsche Konzeption verlagerte das Saarproblem aus der Sphäre
einer Revisionspolitik in die Sphäre einer Politik des positiven Inhalts für
Frankreich. Briand hatte dadurch Frankreich sehr geschickt eine günstige
diplomatische Ausgangsbasis geschaffen, auf der die Frage des unangeneh¬
men Plebiszites ganz in den Hintergrund trat und Deutschland aufgefordert
war, reale Vorteile anzubieten. Aus diesem Ansatz wird auch der Satz ver¬
ständlich „tous les droits politiques de la population sarroise réservés“. Die
Rückgliederung sollte dadurch nicht unmöglich gemacht werden, sondern
eine rein deutsch-französische Ausgangsbasis behauptet und die Diskussion
über die Rückgliederung in den Hintergrund des öffentlichen Interesses ge¬

schoben werden, da sie aufs engste mit der Frage der Revision der Verträge
verbunden war und letztlich in die Zuständigkeit des Völkerbundes fiel 115 .
Dieser Problemkreis wurde aber in der vorbereitenden Kommission in Paris
wie von den französischen Vertretern in Genf erörtert und ins Auge ge¬

faßt 116 . Eine Lösung der Saarfrage erschien im Felde der großen Politik für
Briand und Stresemann als eine Möglichkeit, die durch diplomatische Ver¬
handlungen realisiert werden sollte. Äußerungen der deutschen Presse, die
den Standpunkt der Revision von Versailles betonten, oder der saarländi¬
schen Presse, die unter Berufung auf die ideellen Komponenten der euro¬
päischen Politik einen Verzicht auf unrechtmäßige französische Positionen
verlangten, wurden von Briand als störend empfunden. Sie mußten seine

Politik des positiven Inhalts in den Augen des französischen Volkes, insbe¬
sondere der Rechtskreise, kompromittieren und gefährdeten gleichzeitig die
geschickte diplomatische Ausgangsstellung, die Briand gewonnen hatte. Des¬
halb bat die französische Regierung wiederholt über die deutsche Botschaft
in Paris um einen mäßigenden Einfluß der Reichsregierung auf die deutschen
Parteien und die Presse 117 .

Die Vorbereitungen der Franzosen zu den Saarverhandlungen vollzogen sich

auf der von Briand umrissenen Grundlage. Informationen über die fran¬
zösischen Interessenkreise an der Saar wurden zusammengetragen 118 . Da die

115 Rosting, der Nachfolger Colbans, hatte am 11. 9. 1929 ein Gespräch mit Legationsrat
Voigt in Genf über die Frage der bevorstehenden Saarverhandlungen, in dem er
sagte, Briand habe, auf dieses Problem angesprochen, gesagt, daß „droits politiques“
sich nicht notwendig auf das Plebiszit beziehe (S.D.N. Archives d. Sect. du Secrétariat,
Sect. Politique, Sarre, Nr. 56, Dossier Général II); A. A., a. a. O., Bd. 5, II SG 2365 u.
II SG 2370, Telegramme Hoeschs, die darlegen, daß die Kammerreden Briands und
Tardieus v. 7. u. 8. 11. 1929, die ebenfalls die politischen Rechte der Saarbevölkerung
ausnahmen, die Rückgliederung nicht ausschließen sollten. Hirsch, Die Saar von
Genf, S. 48 interpretiert die Kammeräußerungen zu einseitig bereits im Sinne einer
Festlegung gegen die sofortige Rückgliederung. Es muß allerdings festgestellt werden,
daß die Formel „tous les droits politiques de la population sarroise réservés“ von
vorneherein einen französischen Rückzug in der Frage der Rückgliederung offenhielt
und deshalb den Verhandlungen etwas von dem Charakter der Unklarheit und des
Zögerns, die auf französischer Seite herrschten, gab. Das wirkte sich besonders be¬
unruhigend für die öffentliche Meinung an der Saar und in Deutschland aus.

116 Vgl. oben Anm. 94 und 95 in diesem Kapitel.
117 A. A. a. a. O., Bd. 3, St. 11, 45, 55.
118 Ebenda, Bd. 2, St. 25, siehe auch Anm. 120 u. 123.
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